
 

Niederschrift 

 

über die 21. Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 07.10.2019 

___________________________________________________________________________ 

 

Anwesend:          Abwesend: 

 

Stimmberechtigte Mitglieder: 

 

Die Vorsitzende: 
Leonards-Schippers, Christiane Dr.  

 

Kreistagsmitglieder und sachkundige Bürger: 
Braun, Hans 

Jansen, Thomas als Vertreter für Pillich, Markus 

Kleinjans, Heinz-Gerd 

Lüngen, Ilse 

Reh, Andrea 

Stelten, Anna 

Vergossen, Heinz-Theo 

Wissing, Marion 

 

Mitglieder der Träger der freien Jugendhilfe: 

Geiser, Petra 

Küppers, Gottfried 

Hamann, Herbert 

Klanten, René  

Wagner, Andreas als Vertreter für Sevenich-Mattar, 

Ulla 

 

Beratende Mitglieder gem. § 41 Abs. 3 KrO: 

Schultz, Anja 

Speuser, Karl-Heinz 

 

Beratende Mitglieder: 

Liebernickel, Jakob 

Riechert, Dirk 

Scholz, Christoph als Vertreter für Frenken, Hubert 

 

Von der Verwaltung: 

Ritzerfeld, Daniela 

Schößler, Heidrun 

Sieben, Friedhelm 

Siebmanns, Joachim 

Theißen, Alfred 

 

Beschorner, Ingrid  

und ihr Vertreter Lütgemeier, Stephan  

 

Frenken, Hubert(*) 

 

Frings, Hans-Josef  

und sein Vertreter Frings, Michael 

 

Hamel, Heino(*) und sein Vertreter  

Hennebrüder, Martin(*) 

 

Hauer, Annette  

und ihr Vertreter Dr. Kral, Gregor 

 

Pillich, Markus(*) 

 

Sevenich-Mattar, Ulla(*) 

 

Spiertz, Peter(*)  

und seine Vertreterin Dannewitz, Claudia(*)  

 

Vonnemann, Aline 

 

 

(*) entschuldigt 

 

 

Anfang: 17:05 Uhr 

Ende:       19:05 Uhr 
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Der Jugendhilfeausschuss versammelt sich heute im kleinen Sitzungssaal des Kreishauses in 

Heinsberg, um über die nachfolgende Tagesordnung zu beraten.  

 

 

Tagesordnung: 

Öffentliche Sitzung: 

 1.   Fortführung der Förderung des Projekts „Sternenreiter“ an der Peter-Jordan-Schule, 

Hückelhoven, für das Schuljahr 2019/2020 

 2.   Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 

Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege im Zuständig-

keitsbereich des Kreisjugendamtes Heinsberg (Elternbeitragssatzung) vom 

17.11.2016 

 3.   Fortführung der Förderung des Projekts „Nepomuk“ für die Jahre 2020 und 2021 

 4.   Fachberatungsstelle „Misshandlung und sex. Missbrauch" 

 5.   Bericht der Verwaltung 

 5.1.   Aktueller Sachstand Kita-Planung 

 5.2.   Neufassung KiBiz NRW; inhaltl. Veränderungen 

(neu)   6. Anfragen der SPD-Fraktion  

6.1 Randzeitenbetreuung 

6.2 Kindeswohlgefährdung  

Nichtöffentliche Sitzung: 

 7.   Zusätzlicher Investitionszuschuss für die Erweiterung der Kita „Lindenbaum" in 

Gangelt-Breberen um eine Gruppe  

 8.   Bericht der Verwaltung  

 8.1.   Haushaltsentwurf für 2020 

 

 

Vor Eintritt in die Beratung stellt die Vorsitzende, Frau Dr. Leonards-Schippers, die vorlie-

gende Tagesordnung, die ordnungsgemäße Einberufung und die Beschlussfähigkeit fest.  

 

Nach der Begrüßung der Teilnehmer und der Pressevertreter teilt die Vorsitzende eine Ergän-

zung der Tagesordnung mit. Nach Tagesordnungspunkt 5 der öffentlichen Sitzung wird als 

Tagesordnungspunkt 6 eingeschoben:  

 

„Anfragen der SPD-Fraktion“ 

6.1  Randzeitenbetreuung 

6.2 Kindeswohlgefährdung. 

 

Die Tagesordnungspunkte der nichtöffentlichen Sitzung erhalten daher die laufenden Num-

mern 7 und 8. 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  1:   

 

Fortführung der Förderung des Projekts „Sternenreiter“ an der Peter-Jordan-Schule, 

Hückelhoven, für das Schuljahr 2019/2020 

 

Beratungsfolge: 

07.10.2019 Jugendhilfeausschuss 

 

Finanzielle Auswirkungen: ca. 10.000,00 € 

 

Leitbildrelevanz: 1 und 2 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

In Kooperation mit dem Caritasverband für die Region Heinsberg und der Peter-Jordan- 

Schule hat die Stadt Hückelhoven im April 2016 das Projekt „Sternenreiter“ für SchülerInnen 

installiert. Der Reiterhof ist Unterrichtsort, an dem das Lernen in vielfältiger Art und Weise in 

Zusammenarbeit von Lehrkräften, Schulsozialarbeit und Reittherapie die schulische Situation 

der SchülerInnen so verbessern soll, dass der reguläre Schulbesuch wieder möglich wird. 

 

Die anfallenden Personalkosten für eine Sozialarbeiterin (0,5 Stelle- kommunaler Anteil 

40 %, Anteil Land 60 %) sowie die Sachkosten werden zwischen den Jugendämtern der Stadt 

Erkelenz, der Stadt Hückelhoven und dem Kreisjugendamt anhand der Schulstatistik aufge-

teilt.  
 
Der Jugendhilfeausschuss hat in seiner Sitzung vom 26.10.2016, 19.06.2017 und 26.06.2018 

für die Schuljahre 2016/2017, 2017/2018 und 2018/2019 entsprechende Mittel bewilligt. 
 
Das Projekt zeigt erfreuliche Erfolge und soll deshalb fortgesetzt werden. 
 
Der tatsächliche Finanzierungsanteil beläuft sich nach aktueller Kalkulation auf 8.499,08 €. 

Dieser Betrag errechnet sich aus dem Kreisanteil von 22 % (Stadt Hückelhoven 54 % und 

Stadt Erkelenz 24 %) auf Basis der Schülerzahlen für Wassenberg und Wegberg (Schulstatis-

tik vom 15.10.2018). 
 
Um  jedoch  im  Fall von unvorhersehbaren Kostensteigerungen den zusätzlichen Aufwand 

einer  Nachbewilligung  zu  vermeiden,  wird  bereits im Vorfeld  ein geringfügig höherer 

Maximalbetrag vorgeschlagen. 

 

Frau Vorsitzende Dr. Leonards-Schippers begrüßt vom Projekt „Sternenreiter“ Herrn Krüger, 

Rektor der Peter-Jordan-Schule, und Herrn Fehr, Schulsozialarbeiter ebendort, die den Anwe-

senden mittels einer Powerpoint-Präsentation einen Einblick in die Organisation, Zielsetzung 

und Arbeitsweisen der „Sternenreiter“ gewähren. Anschließend werden noch einige Fragen 

beantwortet. Die Präsentation und das Projekt als solches finden allseits Zustimmung. 
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Beschluss: 

 

Wie in der Vergangenheit sind die Finanzmittel an die Bereitstellung der Landesmittel im 

Rahmen des Programms „Soziale Arbeit an Schulen“ geknüpft. Da diese Mittel auch 2020 zur 

Verfügung stehen, schlägt die Verwaltung vor, für das Schuljahr 2019/2020 insgesamt bis zu 

10.000,00 € zu bewilligen.   

 

Der Beschlussvorschlag wird mit einer Enthaltung angenommen. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja   13    Nein   0   Enthaltung   1   Befangen  0 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  2:   

 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Be-

treuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege im Zuständigkeitsbe-

reich des Kreisjugendamtes Heinsberg (Elternbeitragssatzung) vom 17.11.2016 

 

Beratungsfolge: 

07.10.2019 Jugendhilfeausschuss 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja 

 

Leitbildrelevanz: 1 und 2 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

In der letzten Sitzung (21.05.2019) wurde bereits über die Elternbeitragssatzung gesprochen 

und eine Satzungsänderung beschlossen. Über diese Änderung hinaus wurde ein Antrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN an die Verwaltung zurückverwiesen mit dem Auftrag 

zur weiteren Prüfung und Abstimmung mit den Stadtjugendämtern im Kreisgebiet. 

 

Diese Abstimmung wurde bei der Amtsleiterrunde am 04.09.2019 erzielt. Nach ausführlicher 

Besprechung mit Blick auf die finanziellen Auswirkungen einerseits, die inzwischen aller-

dings deutlich ausgeweiteten gesetzlichen Befreiungstatbestände andererseits sprachen sich 

die Amtsleiter einheitlich dafür aus, die bislang erste beitragspflichtige Einkommensstufe 

abzuschaffen und somit alle Eltern mit einem Jahreseinkommen bis zu 27.000,00 € von den 

Beiträgen zu befreien. Alle anderen Stufen sollen wie gehabt beibehalten werden. 

Alle Jugendämter werden diesen Vorschlag ihren Jugendhilfeausschüssen zum Beschluss vor-

legen. 

 

 

Beschluss: 

 

Ab dem 01.08.2020 entfällt der Elternbeitrag für Jahreseinkommen unter 27.000,00 €. 

Die übrigen Elternbeiträge werden satzungsgemäß um 1,5 % erhöht. 

 

Der Beschluss erfolgt einstimmig. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja   14   Nein   0   Enthaltung   0   Befangen  0 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  3:   

 

Fortführung der Förderung des Projekts „Nepomuk“ für die Jahre 2020 und 2021 

 

Beratungsfolge: 

07.10.2019 Jugendhilfeausschuss 

05.11.2019 Kreisausschuss 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja 

 

Leitbildrelevanz: 1 und 2 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

Das Projekt „Nepomuk – Netzwerk für Kinder & Jugendliche psychisch erkrankter Eltern“ 

der Katharina Kasper ViaNobis GmbH bietet bekanntlich Kindern und Jugendlichen aus Fa-

milien mit psychisch oder sucht-erkrankten Eltern Betreuung, Beratung, Unterstützung und 

nicht zuletzt Aufmerksamkeit und Fürsorge. Den Empfehlungen des JHA und des Kreisaus-

schusses folgend hat der Kreistag zuletzt am 27.09.2018 beschlossen, dieses Projekt auch im 

Jahr 2019 mit einem Betrag von 50.000,-- € zu fördern. Zugleich war die Verwaltung beauf-

tragt worden, weiterhin beim LVR um Kostenübernahme nachzusuchen. Mit dieser Zielset-

zung wurde im Herbst 2018 ein Gespräch mit dem Dezernenten des LVR für den Bereich 

Jugend, Herrn Lorenz Bahr-Hedemann, geführt. Bei aller Einsicht in die inhaltliche Sinnhaf-

tigkeit dieses Angebotes konnte er jedoch - schon aus planungstechnischen Gründen - Mittel 

für das Haushaltsjahr 2019 nicht in Aussicht stellen.  

 

Mit Schreiben vom 05.06.2019 (Anlage) hat die Katharina Kasper ViaNobis GmbH einen 

Folgeantrag vorgelegt, der auf die Fortführung der Bezuschussung für die Jahre 2020 (wiede-

rum 50.000,-- €) und 2021 (51.500,-- €) gerichtet ist. Dies wurde zum Anlass genommen, 

umgehend - und somit rechtzeitig vor Beginn der Haushaltsplanungen - einen erneuten Ver-

such zu unternehmen, eine Übernahme oder zumindest Beteiligung des LVR zu erreichen. 

Auf das hiesige Schreiben vom 17.06.2019 teilte Herr Bahr-Hedemann schon am darauffol-

genden Tag per E-Mail mit, dass „es nach wie vor keinen neuen Sachstand gibt, der es dem 

Kreis ermöglichte, die Kosten für das Projekt an einen anderen möglichen Kostenträger wei-

terzuleiten.“ Beim LVR sei „der Sachstand der, dass aktuell die Erhebung über die bestehen-

den Projekte lt. Antrag 14/227 beauftragt wurde. Ob und in welchem Umfang die Politik Mit-

tel in den LVR-Haushalt 2020/2021 für neue Projekte einstellt, bleibt natürlich dem abschlie-

ßenden Beschluss der Landschaftsversammlung vorbehalten.“  

 

Es gilt also weiterhin, neue Anläufe zu unternehmen – seitens der Verwaltung, aber sicher 

auch auf politischer Ebene. 
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Die Fortsetzung der bisherigen Förderung wird empfohlen. Die Katharina Kasper ViaNobis 

GmbH ist nach eigener Darstellung auf den Zuschuss des Kreises angewiesen. Zu berücksich-

tigen ist, dass lediglich die Gewährung eines Zuschusses beantragt wird. ViaNobis finanziert 

weiterhin einen Teil der Projektkosten aus eigenen Mitteln. Damit dort auch eine gewisse 

Planungssicherheit für die nähere Zukunft besteht, schlägt die Verwaltung vor, dem Antrag 

vollumfänglich - also auch für das Jahr 2021 - stattzugeben. Entsprechende Verwendungs-

nachweise werden der Verwaltung vorgelegt werden. 

 

Auf Nachfrage Frau Lüngens, ob eine Kostenbeteiligung der Stadtjugendämter erfolgt oder 

erreicht werden könnte, wird anhand der zu TOP 8 vorliegenden Unterlagen festgestellt, dass 

die Kosten des Projektes in die allgemeine Kreisumlage einfließen, so dass alle kreisangehö-

rigen Kommunen beteiligt sind. Gleichwohl wird es Aufgabe von Politik und Verwaltung 

bleiben, eine Kostenträgerschaft oder wenigstens –beteiligung des Landes anzustreben. 

 

 

Beschluss: 

 

Der Katharina Kasper ViaNobis GmbH werden für ihr Projekt „Nepomuk“ Förderzuschüsse 

in Höhe 50.000,-- € für das Jahr 2020 und 51.500,-- € für 2021 bewilligt. 

  

Der Beschluss erfolgt einstimmig. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja  14    Nein   0   Enthaltung   0   Befangen  0 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  4:   

 

Fachberatungsstelle „Misshandlung und sex. Missbrauch" 

 

Beratungsfolge: 

07.10.2019 Jugendhilfeausschuss 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja 

 

Leitbildrelevanz: 1 und 2 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

In der jüngeren Vergangenheit ist im hiesigen Bereich insbesondere durch den Deutschen 

Kinderschutzbund, Ortsverband Erkelenz, wiederholt der Ruf nach einer Fachberatungsstelle 

in Fällen von Misshandlung und sexuellem Missbrauch von Kindern und Jugendlichen laut 

geworden. Nach zahlreichen Gesprächen und Recherchen in den vergangenen Monaten 

scheint tatsächlich ein Bedarf gegeben zu sein, der allerdings nicht realistisch quantifizierbar 

ist, da ganz besonders in diesem sensiblen, intimen, tabuisierten Bereich eine recht hohe Dun-

kelziffer bestehen wird. Der KSB Erkelenz sieht sich konzeptionell in der Lage, eine solche 

Fachberatungsstelle einzurichten, sofern die hierdurch entstehenden Kosten übernommen 

würden. 

 

Nach einem Blick in die Nachbarschaft des Kreises Heinsberg ist beispielsweise die Städte-

Region Aachen zu nennen, in der es vier vergleichbare Beratungsstellen gibt, drei davon in 

eigener Trägerschaft, eine wird von einem freien Träger betrieben. Im Jahr 2017 wurden dort 

223 Beratungen durchgeführt, 2018 waren es 141, wobei der Rückgang der Beratungen mit 

einer ganzjährigen Erkrankung einer Mitarbeiterin erklärt wird. Es waren nicht mehr die Ka-

pazitäten vorhanden, alle Bedarfe zu erfüllen. Neben diesen Einzelfallberatungen ist das 

Coaching von Institutionen ein fester Bestandteil der dortigen Arbeit. 

 

Inzwischen hat das Bundesfamilienministerium (BMFSFJ) das Modellprojekt „Wir vor Ort 

gegen sexuelle Gewalt“ aufgelegt, in dem ausschließlich ländliche Regionen bei der Einrich-

tung eines solchen Fachberatungs-Angebotes vor Ort unterstützt werden sollen. Auch dies 

macht deutlich, dass insgesamt ein relevanter Bedarf gesehen wird. Frau Dezernentin Ritzer-

feld hat daraufhin mehrere Träger im Kreis auf das Projekt aufmerksam gemacht; der KSB 

hat zwischenzeitlich zurückgemeldet, dass er nach wie vor Interesse daran hat, eine entspre-

chende Beratungsstelle im Kreis aufzubauen, und sich deshalb auf das Projekt beworben hat. 

 

Im Rahmen der Besprechung der Jugendamtsleitungen im Kreis Heinsberg am 04.09.2019 

wurde die Thematik grundsätzlich und sehr ausführlich erörtert mit dem Ergebnis, dass sich 

die Jugendämter im Kreis Heinsberg gemeinsam dafür aussprechen, die Einrichtung einer 

Fachberatungsstelle bei Misshandlung oder sexueller Gewalt in der Region anzustreben.   
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Diese Erklärung erfolgte völlig unabhängig von dem ohnehin frühestens in einem Jahr zu er-

wartenden Ergebnis der vg. Bewerbung des KSB. Das Kreisjugendamt hat sich bereit erklärt, 

die Federführung in dieser Angelegenheit zu übernehmen. Eine Finanzierung (ohne Bundes-

förderung) könnte - analog zu den Erziehungsberatungsstellen der Caritas und der AWO - aus 

dem Kreishaushalt über die allgemeine Kreisumlage erfolgen, da sich auch dieses Beratungs-

angebot an die Bürgerinnen und Bürger aller kreisangehörigen Kommunen richtet.  

 

Im Vorfeld einer eventuellen Umsetzung wären zahlreiche juristische und praktische Fragen 

zu klären. Hierzu erscheint jedoch zunächst ein entsprechendes Mandat des Ausschusses er-

forderlich, wonach es politisch gewollt ist, dieses Beratungsangebot zu schaffen, und auch die 

Bereitschaft besteht, hierfür Mittel einzusetzen.  

 

Wortbeiträge von Frau Reh, Frau Lüngen, Herrn Kleinjans und Frau Wissing, die unter je-

weils individuellen Aspekten die Sinnhaftigkeit, ja Notwendigkeit der Fortführung der Bemü-

hungen herausstellen, verdeutlichen den diesbezüglich breitgefächerten Konsens im Aus-

schuss. 

 

 

Beschluss: 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, in Kooperation mit den Stadtjugendämtern im Kreis Heins-

berg die Möglichkeiten und Rahmenbedingungen der Einrichtung einer Fachberatungsstelle 

bei Misshandlung und sex. Missbrauch von Kindern und Jugendlichen zu prüfen   

 

Der Beschluss erfolgt einstimmig. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja   14   Nein   0   Enthaltung   0   Befangen  0 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  5:   

 

Bericht der Verwaltung 

 

5.1:  Aktueller Sachstand Kita-Planung 

 

 

Beratungsfolge: 

07.10.2019 Jugendhilfeausschuss 

 

  

Finanzielle Auswirkungen: ja 

 

Leitbildrelevanz: 1 und 2 

 

Inklusionsrelevanz: ja 

 

 

In der beigefügten Anlage 1 zur Niederschrift sind die Nachfragen für Kita-Plätze für das 

Kindergartenjahr 2020/2021 unterteilt in Kinder unter 2 Jahren (U2), unter drei Jahren (U3) 

und ab 3 Jahren bis Schuleintritt (Ü3) dargestellt. Gegenübergestellt wurden die Zahl der Ent-

lasskinder sowie die Zahl neuer Plätze, die zum 01.08.2020 in Betrieb gehen. 

 

Erfreulicherweise zeigt sich, dass die Nachfragen gedeckt werden können. Zu bedenken ist 

allerdings, dass sich noch Anmeldungen in den Monaten bis zum Beginn des Kindergarten-

jahres ergeben werden, insbesondere durch Zuzüge ins Kreisjugendamtsgebiet. 

 

Weitere Planungen sind noch erforderlich, um die vielen Überbelegungen und Übergangslö-

sungen abzubauen. 

  

Der Ausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  5:   

 

Bericht der Verwaltung 

 

5.2:  Neufassung KiBiz NRW; inhaltl. Veränderungen 

 

Beratungsfolge: 

07.10.2019 Jugendhilfeausschuss 

 

Finanzielle Auswirkungen: 
 

 

Leitbildrelevanz: 1 und 2 

 

Inklusionsrelevanz: 
 

 

 

Mittels einer Powerpoint-Präsentation (Anlage 3 zur Niederschrift) gibt Herr Sieben einen 

detaillierten Überblick über die aufgrund des aktuellen Entwurfs zur Neufassung des KiBiz 

NRW zu erwartenden Veränderungen und hilft anhand von praktischen Beispielen bei deren 

Bewertung. Die als Anlage 2 beigefügte Übersicht über die Kita-Gruppenformen sollte das 

Verständnis der Präsentation erleichtern. 

 

Der Ausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. 

 

 



Niederschrift über die Sitzung 

des Jugendhilfeausschusses am 07.10.2019 

 

13 

 



Niederschrift über die Sitzung 

des Jugendhilfeausschusses am 07.10.2019 

 

14 
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Niederschrift über die Sitzung 

des Jugendhilfeausschusses am 07.10.2019 

 

17 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  6:   

 

Anfragen der SPD-Fraktion 

 

6.1:  Randzeitenbetreuung 

 

Beratungsfolge: 

07.10.2019 Jugendhilfeausschuss 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 
 

 

Leitbildrelevanz: 1 und 2 

 

Inklusionsrelevanz: 
 

 

Zu den Fragen der SPD-Fraktion (Anlage 4 zur Niederschrift) nehmen Herr Sieben und Herr 

Siebmanns wie folgt Stellung: 

 

- Wann wurde zuletzt der Bedarf einer Randzeitenbetreuung im Bereich des Jugendamts-

bezirks des Kreises Heinsberg bei den Eltern erhoben? 

Eine konkrete Bedarfserhebung ist mangels Notwendigkeit und Möglichkeit bislang nicht 

durchgeführt worden. Schon aufgrund datenschutzrechtlicher Bestimmungen dürfte es 

sich mehr als schwierig gestalten, für eine aktive Befragung den relevanten Personenkreis 

zu identifizieren. Im Übrigen zeigt die tägliche Praxis, dass Eltern/Elternteile mit sehr 

ungewöhnlichen, individuellen Betreuungsbedarfen sehr wohl den Weg zum Jugendamt 

finden. Es gibt keinerlei Anzeichen dafür, dass solche Bedarfe nicht hier ankämen. 

 

- Wenn nein, für wann ist eine solche Befragung vorgesehen? 

Konkrete Überlegungen für eine Bedarfserhebung werden aus den schon genannten 

Gründen zurzeit nicht angestellt. 

 

- Welche Kindertagesstätten im Bereich des Jugendamtsbezirks des Kreises Heinsberg 

halten eine Randzeitenbetreuung vor? 

Bislang hält keine Kindertagesstätte im Jugendamtsbezirk des Kreises Angebote für 

Randzeitenbetreuung vor. Soweit bekannt, ist dies auch in den Bereichen der vier Stadt-

jugendämter so. Angesichts der geografischen Situation des Kreises, seiner bestehenden 

Strukturen hinsichtlich Quartiersbildung und Bevölkerung ist ein solches Angebot für den 

Träger wirtschaftlich auch nicht auskömmlich zu realisieren, da dem erheblich gesteiger-

ten Einsatz personeller und materieller Ressourcen erst bei entsprechend quantitativer 

Auslastung deckungsfähige Einnahmen gegenüberstehen. 

 

- Welche Angebote außerhalb von Kindertagesstätten gibt es für Eltern, die einen Bedarf 

an Randzeitenbetreuung haben? 
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 Aktuell stehen dem Jugendamt 6 Tagespflegepersonen zur Verfügung, die auch Betreu-

ung zu Randzeiten anbieten und im Rahmen der Möglichkeiten auf individuelle Bedarfe 

eingehen können. Dabei stellt sich allgemein als nicht zu vernachlässigende Herausforde-

rung dar, die Anforderungen einer Randzeitenbetreuung mit denen der ansonsten übli-

chen Tagespflege im praktischen Tagesablauf zu vereinbaren. Randzeitenbetreuung be-

deutet regelmäßig, dass das Kind/die Kinder zu einem bestimmten Zeitpunkt irgendwo 

abgeholt werden müssen. Die Tagespflegeperson muss dann die anderen von ihr betreu-

ten Kinder mitnehmen oder der vorübergehenden Obhut einer anderen Person überlassen. 

Gleichwohl ist es bislang stets gelungen, entsprechende individuelle Lösungen für die in 

der Regel allein erziehenden Elternteile zu kreieren. In einem konkreten Fall konnte sogar 

eine unregelmäßig wechselnde Betreuung über Nacht organisiert werden; dieses Pflege-

verhältnis scheiterte später leider aus anderen Gründen.  

 

- Wie wird darüber durch das Jugendamt informiert? 

 In aller Regel besteht bereits eine Beziehung, ein Kontakt der Eltern/Elternteile zu Insti-

tutionen wie Kita oder Grundschule. Dort sind selbstverständlich die Erreichbarkeiten der 

Mitarbeiter/innen des Jugendamtes auch für den Bereich der Tagespflege bekannt. 

 

- Welche Überlegungen gibt es seitens der Verwaltung zum Ausbau der Randzeitenbetreu-

ung und zur Nutzung von Bundes- oder Landesmitteln (wie z. B. in der Stadt Stolberg) 

zum Ausbau der Randzeitenbetreuung? 

 Das Jugendamt ist permanent bestrebt, neue zusätzliche Tagespflegepersonen zu gewin-

nen. In entsprechenden Informationsveranstaltungen wird natürlich auch der besondere 

Bedarf der Randzeitenbetreuung thematisiert. Gleichwohl konnte - wie schon gesagt - 

nach hiesiger Wahrnehmung der an uns herangetragene Bedarf weitestgehend gedeckt 

werden. 

 Hinsichtlich des diesbezüglichen Vorgehens bei der Stadt Stolberg liegen zum Zeitpunkt 

der Sitzung keine Informationen vor. Inzwischen konnte in Erfahrung gebracht werden, 

dass dort eine u. a. mit Bundes-Fördermitteln finanzierte Koordinierungsstelle betrieben 

wird, die besondere Nachfragen und diesbezügliche Angebote miteinander in Kontakt 

bringt. Allerdings ist zu bedenken, dass die Stadt Stolberg selbst Träger zahlreicher 

kommunaler Einrichtungen ist und insofern unter völlig anderen Rahmenbedingungen 

agiert. Gleichwohl wurde mit der dortigen Amtsleitung abgestimmt, diesbezüglich weite-

ren Informationsaustausch zu betreiben. 

 

Bei allen Bemühungen, Eltern und Elternteile dabei zu unterstützen, die Anforderungen 

von Kindererziehung und Berufstätigkeit in Einklang zu bringen, darf allerdings nicht 

völlig außer Acht geraten, dass das Jugendamt in allen Entscheidungen und in allererster 

Linie dem Kindeswohl verpflichtet ist.  

 

- An welchen Grundschulen im Bereich des Kreisjugendamtes gibt es ein Angebot an 

Randzeitenbetreuung für Schulkinder? 

 Nach hiesigem Kenntnisstand bietet keine Grundschule Randzeitenbetreuung an. Die 

Kinder, die von Tagespflegepersonen des Jugendamtes in Randzeiten betreut werden, 

sind größtenteils Grundschüler. 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  6:   

 

Anfragen der SPD-Fraktion 

 

6.2:  Kindeswohlgefährdungen/Inobhutnahmen 

 

 

Beratungsfolge: 

07.10.2019 Jugendhilfeausschuss 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 
 

 

Leitbildrelevanz: 1 und 2 

 

Inklusionsrelevanz: 
 

 

Zu den Fragen der SPD-Fraktion (Anlage 5 zur Niederschrift) führt Herr Siebmanns aus: 

 

- Werden für den Jugendamtsbezirk des Kreises Heinsberg die Fälle von Kindeswohlge-

fährdung statistisch erfasst? 

Ja, im Rahmen der Gesamtstatistik (alle Hilfefälle nach Hilfeart) (Anlage 6 zur Nieder-

schrift) werden auch Kindeswohlgefährdungen und Vorläufige Schutzmaßnahmen (Inob-

hutnahmen) erfasst und ausgewiesen. 

 

- Gibt es hierzu eine differenzierte Aufstellung nach Gemeinden/Städten/Sozialräumen? 

Es gibt eine nach Kommunen differenzierte Statistik. 

 

- Nach Art der Gefährdung? 

Nein, eine solche Statistik gibt es nicht. Um hierzu Aussagen/Angaben zu machen, müss-

te jede Fall-Akte eingesehen werden. 

 

- Wenn ja: 

Wie ist die derzeitige Situation im Kreis Heinsberg? 

Entfällt. 

 

- Wie viele gemeldete Vorfälle gab es im Jahr 2017, 2018 und wie sieht es aktuell aus? 

Anhand der bereits erwähnten Tabelle nennt Herr Siebmanns die Fallzahlen. 

 

- Wurde ggf. bei Zunahme der Fälle auch das Personal im Jugendamt entsprechend aufge-

stockt? 

Personalaufstockungen waren in diesem Zusammenhang bislang nicht erforderlich. Die 

Bearbeitung von Kindeswohlgefährdungen und Vorläufigen Schutzmaßnahmen sind Teil 

der regelmäßigen Tätigkeiten der sozialpädagogischen Fachkräfte im Allgemeinen sozia-

len Dienst; die angefallenen Mengen sind im Stellenplan berücksichtigt. 
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- Wie sieht der Personalspiegel im Verhältnis zu den Fällen aus? 

Bei 12,75 Stellen im ASD waren bisher pro Mitarbeiter/in folgende Fallzahlen abzuwi-

ckeln: 

2017: 8 Kindeswohlgefährdungen und 1,25 Vorläufige Schutzmaßnahmen, 

2018: 9,5 Kindeswohlgefährdungen und 1,2 Vorläufige Schutzmaßnahmen, 

2019: 10,2 Kindeswohlgefährdungen und 1,2 Vorläufige Schutzmaßnahmen. 

 

- Über wie viele Mitarbeiter/innen verfügt das Kreisjugendamt gemäß § 8a SGB VIII („in-

soweit erfahrene Fachkräfte“)? 

Eine Quote von 100% wird angestrebt. Durch oftmals auch nicht planbare Personalwech-

sel wird es allerdings mehr als schwierig, diesen Stand zu erreichen oder gar zu halten. 

Gleichwohl werden in jedem Jahr Kolleg/innen zu entsprechenden Fortbildungen ent-

sandt. Es kann aber davon ausgegangen werden, dass mehr als drei Viertel der sozialpä-

dagogischen Fachkräfte die Qualifikation zur „insoweit erfahrenen Fachkraft“ gem. § 8a 

SGB VIII besitzen. 

 

- Welche Maßnahmen ergreift das Jugendamt bei Feststellen einer Kindeswohlgefähr-

dung? 

In Abstimmung mit den Personensorgeberechtigten, in aller Regel den Eltern, werden die 

notwendigen Maßnahmen getroffen. Hier stehen zunächst die Hilfen nach §§ 27 – 35a 

SGB VIII zur Verfügung. Sofern mit den Eltern keine gemeinsame geeignete Lösung 

entwickelt werden kann, kommt – je nach den Umständen des Einzelfalles – eine Inob-

hutnahme in Betracht. Alsdann ist das Familiengericht gefragt, weitere Maßnahmen und 

deren Geeignetheit zu beurteilen. 
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Hinweis: 
Alle der Einladung beigefügten Anlagen werden nur noch der Originalniederschrift beigefügt.  
 
 

 

Heinsberg, 21.10.2019 

       

              
Dr. Christiane Leonards-Schippers            Alfred Theißen 

Vorsitzende             Schriftführer 
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